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Ein Volksblatt.
Erscheint wöchentlichdrei Mal — Dienstags , Donnerstags und Sonnabends — in Bogen groß Quart -Format. Der  Vorausbezahlung 'spret»

beträgt für das Quartal 48 Grote. — Auswärtige Bestellungenübernehmen alle Posterpcditionen; hiesige die Rcdaetion und die Bnchdruckcrc! von H. Klesser, Haarenstraßc44.
Anzeige » werden die Zeile oder deren Raum mit l Grotcn bezahlt.

IX. ^Iu-8Lllx. Donnerstag, den 25. März 1852. 34.

Bestellungen auf den Beobachter
für das mit dem1. April beginnende zweite Quartal ersucht die Redaction, baldigst erneuern und neue gleichfalls möglichst früh¬
zeitig machen zu wollen. Auswärtige Bestellungen nehmen alle Post -Anstalten des Landes, sowie auch die Haupt-
Postamts -Zeitungs - Erpedition in Oldenburg in unfrankirten Briefen entgegen; hiesige Bestellungen werden
bei der Redactton des Beobachters oder auch in der Buchdruckerei vonH. Klesser , Haarenstraße Nr. 44, gemacht. Der
Vorausbezahlnngspreis beträgt für das Vierteljahr 48 Grote.

Da sich»Der Beobachter " immer eines großen Lesekreises zu erfreuen hatte, der sich in neuester Zeit noch sehr be-
bedeutend erweitert hat, so finden die darin gemachten Anzeigen(Inserate) , welche die Zeile mit l Groten bezahlt werden
eine große und entsprechende Verbreitung.

^Der Beobachter " wird auch ferner wöchentlich dreimal in seinem vergrößerten Formate erscheinen und seine bisherige
Tendenz, die Interessen des Landes, des Volks , nach Kräften zu vertheidigen und zu fördern, mit strengster Konsequenz weiter
führen. Er wird der jetzt siegestrunkenen Reaction, die dem Volke nicht das kleinste Recht inehr zugcstehen will, und ihm das
bischen Freiheit, die es sich so schwer errungen, wieder zu entreißen strebt; die das Volk für Null erklärt, nur da nicht, wo sie
von dem Volke zehrt: dieser Reaction, die auch theilweise unter der Schürze der Frau Oldenburgerin ihr Wesen treibt, wird
der Beobachter mit Entschiedenheit entgegentreten, ihr mit der Fackel der Wahrheit ins Gesicht leuchten, sie mit den Waffen des
Rechts und der Wahrheit zu bekämpfen suchen. Sagt man: »es hilft doch nichts— gegen die Gewalt kann man nicht an
und die Reaction hat jetzt die Gewalt", so erwiedern wir: auch ein Wassertropfen, der immer auf dieselbe Stelle fällt, höhlt
endlich einen Stein aus. Wir dürfen nicht den Muth verlieren, — wir müssen beharrlich sein! — mit den Waffen der Wahr¬
heit und des Rechts kämpft es sich gut und wenn diese Waffen auch augenblicklich nicht siegreich zu sein scheinen, so wollen wir
sie doch um alles in der Welt nicht mit andern vertauschen, wollen sie nicht aus den Händen geben, sondern sie muthig schwingen
und, eingedenk des Wassertropfens, immer auf dieselbe Stelle damit klopfen— item, es hilft.

Daß die Wahrheit und das freie Wort, daß die Sache des Volks, die der Beobachter nach Kräften zu vertreten sucht,
im Oldenburger Lande viele und eifrige Anhänger zählt, davon giebt die große Theilnahme, welche der Beobachter von je her,
besonders aber in neuester Zeit gefunden hat, ein erfreuliches Zeichen. Den eifrigen Mitarbeiternam Beobachter statten wir
hiermit unfern Dank ab und bitten zugleich dringend, ihren Eifer nicht erkalten zu lassen, sondern in der bisherigen Weise
fortzuwirken für die gute Sache.

Noch bemerken wir, daß »Der Beobachter " , durch die ihm kürzlich zugewendete regere Theilnahme dazu in den
Stand gesetzt, sich mit Nächstem in einem bessern gefälliger» Kleide— bestehend aus neuen Lettern und besserem Papiere —
seinen Lesern präsentiren wird. Auch wird durch die neue Schrift mehr Inhalt ermöglicht werden.

Deutschland.
Oldenburg . — Landtagsbericht.

(22 . Sitzung, März 20.) Tagesordnung.
Zunächst wurde die Abstimmung in der Titel¬
srage, welche in der vorigen Sitzung Stim¬
mengleichheitergeben hatte, wiederholt. Der
Minderheitsantrag wurde mit großer Mehr¬
heit angenommen. Die armen Staatsdiener!
Sie werden dadurch für eine Zeit lang ihrer
köstlichen Hoftitel beraubt, mit deren harmo¬
nischem Klange so Mancher sich berauscht. Ge¬
duld, ihr Herrn! Vorläufig nur bis zum
neuen Dicnstgesctze. Es wird schon nachhclfen
und die Stufenleiter wieder aufrichten, auf
der Ihr zu den Himmeln der Hähern und
höchsten Titel hinanklimmen, von denen
herab Ihr in mächtiger Erhabenheit auf
das Menschcnvolkunter Euch hcrabschauen
könnt.

Dann folgte die Fortsetzung der Revisions¬
verhandlung.

In Beziehung auf die Bestimmung des
Staatsgrundgesetzes(Art. 37) :

»Die Polizeibehörde muß Jeden, den sie
in Verwahrung genommen hat, im Laufe
des folgenden Tages entweder frei lassen
oder der richterlichen Behörde übergeben"

wurde ein Antrag von Finckhs, nach welchem
das Verfahren lediglich den Polizeibehörden
zu überlassen, nach kurzer Debatte gegen den
Ausschußantragangenommen.

Die Forderung des Entwurfs, daß die Be¬
stimmung im Staatsgrundgesetze(Art. 38) :

»Bei politischen Untersuchungen finden
allgemeine Haussuchungennicht statt",

gestrichen werde, wurde nach kurzer Debatte,
woran sich der Abg. WibelI. für Beibehal¬
tung der staatsgrundgesetzlichen Bestimmung
und Selckmann II. für deren Streichung be¬
theiligten, zum Beschlüsse erhoben.

Eine lange und lebhafte Debatte veranlaßt
der Art. 41 des Staatsgrundgesetzes, wo der

Entwurf die Todesstrafe auch beim Stand¬
recht wieder einführt.

Mölling und Niebour erhoben sich gegen
den Zusatz, welcher bestimmt, daß wo das
Standrecht angeordnet wird: ( Art. 922 des
Strafgesetzbuchs)

1) wegen Aufruhrs im 2. Grade,
2) beim Uebcrhandnehmen von Mord,

Raub und Brandlegung
auch die standrechtliche Strafe (Todesstrafe)
ftattfinde. Ersterer ging auf die Gründe des
Berichts ein: daß zunächst die gesunde Natur
und Sinn der Bevölkerung die Nothwendtg-
keit der Standrcchtserklärung sehr unwahr¬
scheinlich mache; daß von diesem Standpunkte
aus der Zusatz unuöthig sei, da Gesetze der
Natur, dem Verhältnisseund Bedürfnisseder
Bevölkerung entsprechen, nicht aber für höchst
unwahrscheinliche und mögliche Fälle erlassen
werden müßten. Er schied hierauf die Fälle
1 und2. Für letztere sei die Wiedereinfüh¬
rung der standrechtlichen Todesstrafe durch«
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aus unpraktisch. Der erste könne unleugbar
praktisch werden, da der Zündstoff überall sich
mehre, da von seinen Brennpunkten, Frank¬
furt, Berlin und Wien die Schwingungen
auch hieher sich verbreiten; eine stets zuneh¬
mende Unzufriedenheit die Völker durchdringe.
Der fernere Grund des Ausschusses, „Noth-
wehr des Staates " sei falsch, vielmehr er¬
fahrungsmäßig nur zu häufig die Nothwchr
widerrechtlich handelnder Regierungen gegen
berechtigte Völker Grund des Standrechts;
oder es sei umgekehrt eine widerrechtliche
Vorkehrung gegen die gerechte Nothwehr der
Völker, welche gezwungen wären, dadurch sich
ihre eigene» widerrechtlich ihnen vorenthal¬
tenen Rechte zurückzuholen. Die Verwaltung
ordne es an auf eine nicht gegen Mißbrauch
schützende Dauer. Wer vor 1848 etwa dafür
habe stimmen können, dürfe es nicht mehr,
Angesichts der Bluturtheile, die das Stand¬
recht seitdem in Italien , Deutschösterreich,
Ungarn, Baden und in der Pfalz vollstreckt
habe. Man könne nicht dafür stimmen, daß
ftaatsgrundgesetzlich einem Gerichte die Todes¬
strafe in die Hand gegeben werde, das so viel¬
fach mit dem Stempel des Gerichts den Na¬
men desselben entweihe, nicht sich mitschuldig
machen an dem Blute, das die Standgerichte
in der Regel von dem Muthc der Tapferkeit,
Treue der gerechte» Sache der Völker und
Hingebung an das Vaterland fordern. —
Die Vertheidiger des Ausschusses(v. WibelII.,
v. Finckh, Schlosser) bezogen sich wesentlich
auf die im Berichte enthaltenen Gründe und
daß dem Staate in einem solchen Falle das
Recht der Nothwehr nicht abgesprochen wer¬
den könne, wogegen Niebour hervorhob, daß
der Begriff der Nothwehr schwerlich vorhan¬
den sei, weil das Urtheil erst gesprochen und
vollzogen werde, wenn man den Schuldig sein
sollenden ergriffen und wehrlos gemacht.

Der Ausschußantrag wurde in namentlicher
Abstimmunggegen 7 St . ( Wibel I. abwe¬
send) angenommen.

Für die Freiheit der Presse und gegen die
beantragten Zusätze:

„gesetzliche Bestimmungen gegen den Miß¬
brauch vorzubehalten"

und zu gestatten, daß
„außer der Censur andere Beschränkun¬
gen durch vorbeugende Maßregeln im
Wege des Gesetzes eingcführt werden
dürfen"

erhoben sich Bargmann und Böckel, ausfüh¬
rend, daß der Ausschuß mit sich im Wider¬
spruch sei, der die Wichtigkeit und hohe Be¬
deutung der Presse anerkennend, gleichwohl
zu ihrer Beschränkung die Hand biete, daß
die Bundesbeschlüsse, worauf man sichb'rufe,
sich nur auf gewisse Kategorien von Schriften

beziehe, und daß sich bei uns die Freiheit der
Presse durchaus unschädlich erweise. Ver¬
gebens. Die Ausschußanträge wurden von
der althergebrachten Mehrheit angenommen.

Endlich rief der Schlußsatzdes Art. 44
des Staatsgrundgesctzeö:

„Die von den Unterbehörden zum Zweck
der Entscheidung eingezogenen Berichte
sollen auf Verlangen mitgetheilt werden",

den die Mehrheit des Ausschusses in Ueber-
cinstimmungmit dem Negierungsentwurfe
gestrichen haben wollte, eine lebhafte Debatte
hervor. Wir hatten hier das merkwürdige
Schauspiel, daß eine Reihe von Rednern für
die Beibehaltung der grundgesetzlichen Be¬
stimmung, keiner dagegen, sprachen. Wir
übergehen deshalb die Debatte und hatten die
Genugthuung, die Geheimhaltung der Be¬
richte moralisch vernichtet, die Mehrheit des
Ausschusses selbst sich bekehren zu sehn. Die
Beibehaltung der Bestimmung des Staats-
grundgesetzeS wurde in namentlicher Abstim¬
mung gegen 7 St . ( darunter Bardeleben,
Pancratz, Zedelius) beschlossen. — Alle übri¬
gen Ausschußanträgewurden angenommen.
Nächste Sitzung März 23. Fortsetzung der
Revision von Art. 45 des Staatögrundgc-
setzcs an.

Bremen , 22. März. Die Bürgerver¬
sammlung vom 20. d. M. hat den Senat
für abgesetzt erklärt , weil er den Be¬
schlüssen der Bundesversammlung hinsichtlich
der bremischen Verfaffuugsangclegenheit sich
ganz gehorsamst gefügt und keine Einwen¬
dungen dagegen gewagt hat. Die Wescr-Z.
sagt, dieser Beschluß sei weiter nichts, als die
Befriedigung eines frivolen OppofitionS-
kitzelS. Die W. Z. wird wohl nicht wissen,
was ein Oppositionskitzel ist, da sie niemals
davon heimgesucht worden; was den Aus¬
druck„frivol " betrifft, so wird die Bremer
Bürgerschaft der Wes. Ztg. sehr verbunden
dafür sein.

— Vor einigen Tagen überreichte eine
Procession von Damen dem Senat eine Bitt¬
schrift wegen Aufhebung der Suspension
Dulon ' s. Drei Frauen und drei Jung¬
frauen waren ausersehen, selbst vor den Se¬
nat zu treten; die Deputation wurde jedoch
nicht Vorgelaffen, sondern ihr durch einen
Diener bedeutet, die Bittschrift, wie üblich,
dem Präsidenten des Senats zu übergeben.
Als die Bittstellerinnenihren Wunsch, vor
dem Senat zu erscheinen, wiederholten, wur¬
den sic durch Polizeibeamteaus der Börse,
wo die gewöhnlichenSenatssitzungen gehalten
werden, hinausgewicsen. Die Bittschrift
zählt an 3000 Unterschriften.

— 23. März. Heute Nachmittag um ein
Uhr ist der Bundeöcommifiarius General

Jakobi Hieselbst eingetroffen, und im Gasthose
zum „Lindenhof" abgestiegen.

Die W. Z. erklärt: Auswärts sollen viel¬
fach die übertriebensten Gerüchte über die
Zustände unserer Stadt circuliren. Wir be¬
merken, daß hier die allertiefste Ruhe herrscht,
und nichts eine Störung derselben voraus¬
setzen läßt.

Hannover , 22.März. Wie wir hören,
hat nun doch der ehemalige Kriegsminister,
General Jakobi,  das unerfreuliche Com-
missorium bekommen, die buirdestägige Ruhe
und Ordnung in Bremen herzustellcn. Der
Assessor Bergmann und ein Coptist werden
ihn begleiten. Eventuell sollen ihm 10,000
Mann Truppen zur Disposition gestellt sein,
von denen er aber Gebrauch zu machen sicher
nicht nöthig haben wird. (Hann. Pr .)

— Heute hat die Confercnz der Regie-
gierungsbcvollmächtigten, welche hier in der
Flottcnangclegcnheitversammelt sind, ihre
zweite Sitzung gehalten. Außer Oesterreich,
Preußen, Würtemberg, Kurheffen, Baden,
Holstein und Luxemburg sind alle deutschen
Staaten vertreten. (Hann. Z.)

Frankfurt , 20. März. (Bundeötäg-
liches.) In einer der letzten Sitzungen der
Bundesversammlungwurde der Bericht in
der bekannten Bentinckschcn Proccßsache ab-
gestattct und ist dem Vernehmen nach in Folge
davon die großherzoglich oldcnburgische Re¬
gierung zur Abgabe ihrer Erklärung auf ein
ihr im Novemberv. I . zugefertigtes Gesuch
der Grafen von Bentinck aufgefordcrt worden.

Tübingen , 17. März. Diesen Morgen
flog die hiesige Pulvermühle in die Luft. Von
den zwei Arbeitern, welche in der Mühle be¬
schäftigt waren, flog der eine in die Luft und
wurde schwer verbrannt n»d todt in der Nähe
gefunden. Der andere Arbeiter wurde in das
Krankenhaus gebracht, er ist bedeutend ver¬
letzt. In der Nähe find viele Fensterscheiben
zertrümmert. Die Pulvermühlenebst einem
Nebenhäuöchen ist vollständig zerstört.

Italien.
Palermo , 6. März. Messina ist zum

Freihafen erklärt worden und wird von
englischen Schiffen bereits stark besucht.

Amerika.
Newyork , 2. März. Die Mormonen

am Salzsee sollen in voller Empörung be¬
griffen sein, sollen sich bewaffnen, die Zugänge
zu ihrer Hauptstadt befestigen und eine
Unabhängigkeits- Erklärung veröffentlicht
haben, wonach sie sich als Separat -Republik
constituiren wollen. Die Staatsbeamten haben
jämmtlich das Mormonengcbiet verlassen, und
man wird nicht lange zögern, das tolle Volk
von Washingtonaus zur Raison zu bringen.

Ueber den Zollanschluß.
Da nächstens die Frage wegen des Anschlusses an den

Zollverein, welche für unser Land in vieler Hinsicht eine Lebens¬
frage ist, im Landtage zur Berathung und Beschließung kommen
wird, so erlauben wir uns, auf einen Punkt aufmerksam zu
machen, welcher dabei um so leichter außer Acht gelassen werden
könnte, als schwerlich den sämmtlichen Abgeordnetendie im
preußischen Zollverein bestehenden Gesetze über Defraudationen
und Zollcontrolcgenau bekannt sein werden, waS doch erforder¬
lich sein würde, bevor in dieser so wichtigen Sache abgcstimmtwerden kann.

Wie wir hören, sollen diese Gesetze nicht einmal leicht zu
bekommen sein. Ueber die Plage , welche dieselben für die
Gränzbewvhner herbeiführen, erfuhren wir z. B., daß bis zu 2

Meilen von der Gräuze die Bewohner einer unerhört strengen
Controle und häufiger persönlicher Visitationen, sobald sic von
ihrer Wohnung auf eine kurze Strecke sich entfernt haben, unter¬
worfen sind, und daß der geringste Befund einer Uebertretung,
Versiegelungdes Waarenlagers und sogar Beschränkungder
Freiheit deS persönlichen Verkehrs durch polizeiliche Ueber-
wachung desselben zur Folge hat. Man nennt diesen Bezirk die
„tobte Gräuze", ei» Name, welcher genugsam andeutet, wie unbe¬
haglich das Wohnen in demselben sein muß. Diese „tobte
Gränze" würde der schönste und ergiebigste Thcil unseres Landes,
namentlich auch unser Butjadinger und Jeverland auSmachen
und dort würde der Werth der Besitzungen natürlich bedeutend ver¬
ringert werden. Denn wer wird in einem Bezirke, wo die Be¬
wohner bei Tag und Nacht allen möglichen Plackereien ausge-



setzt sind, ohne Noth seinen Wohnsitz nehmen oder behalten
wollen? Dem Oldenburger ist Anhänglichkeit an seinem Vater¬
lande eigen. ,

Aber würde diese ausdauernd bleiben bei derartiger Be¬
handlung? I » der französischen Zeit gehörte das Douanen-
Wesen zu den Ursachen, welche die meiste Erbitterung erregten;
und jetzt soll bei uns ein ähnliches wieder eingeführt werden? —
Unser Land soll das Opfer für die übrigen Staaten des Zoll¬
vereins werden? — Mögen unsere Abgeordneten dies wohl be¬
denken und bet ihrer Entscheidungnur das Wohl des Landes,
dessen Vertreter sie sind, vor Augen haben, ohne alle anderweite
Rücksichten. Allgemein ist auch wohl der Wunsch, daß die Ver¬
handlungenim Landtage öffentlich stattfinden mögen und wir
glaube», daß wir dieses von unscrn Vertretern bei dieser so wich¬
tigen Angelegenheit verlangen  dürfen, damit Alle das Für nnd
Wider erfahren. Es dient dieses zur Beruhigung, Belehrung
und Ueberzeugung, und benimmt die Schärfe des Unwillens,
wenn das Resultat nicht so auöfallen sollte, wie der Eine oder der
Andere es wünscht.

Barel , März 1852.
Es ist seit lange ein Unglück für Deutschland, daß es nicht

Herr im eigenen Hause ist. Keinen Schritt darf dies geplagte Land
thun, ohne die Widerrede eines auswärtigen Gesandten zu riökiren.
So ist'ö im Großen, und im Kleinen wiederholt sich dasselbe. Es
läßt nämlich im Vareler UnterhaltungsblattJemand, der seine Ar¬
tikel stets „von der Iah de"  unterschreibt, einen Aufsatz nach dem
andern gegen den Beitritt Oldenburgs zum Septembervertrage er¬
scheinen, und dies ist offenkundig und bekanntermaßen Niemand
anders als Herr Bley, niederländischer Consul und holländischer
Unterthan. Wir wollen hier die Frage über die Zweckmäßigkeit
oder Schädlichkeit des Septembervcrtragöganz bei Seite lassen,
denn es fragt sich überhaupt nur, ob dem Herrn Consnl Bley in
dieser Sache eine unparteiische Stellung möglich ist. Gleichviel ob
man für den Anschluß oder dawider ist — Jeder, sei er nun für
oder gegen  den Anschluß, wird verlangen, in diesem Punkte unbe¬
fangene, von deutschem oder mindestensoldenburgischcn
Interesse geleitete Meinungen zu hören. Herr Consul Bley aber
kann uns als holländischer Unterthan und Consul nur vom Stand¬
punkte des holländischen Jnteressc's rathcn, denn thäte er dies
nicht, so käme er ja den Pflichten seiner Stellung nicht nach. Es
bleibt also dem Herr» Consul Bley, ehe er wieder in dieser
Angelegenheit die Feder ergreift, übrig, zu beweisen, daß Hollands
und Deutschlands Interesse in Sachen des Septembervertrags
dasselbe sei — und der Beweis wird schwer zu führen sein. Bis
dahin also schweigen Sie , Herr Bley, Consul der Niederlande.

Es sollte dem Verfasser dieses Artikels leid thun, wenn Je¬
mand den Aufsätzen des Herrn Consul Bley die Möglichkeit bet¬
mäße, die Sache zu hemmen oder zu fördern. Dazu bedürfte es
einer andern Feder. Wenn Herr Consul Bley z. B. den Behel¬
ligten empfiehlt, ihre Pferde, falls Oldenburg dem Vertrage
fern bliebe, per Dampfboot nach Delfzyl und so weiter durch
Holland und Belgien nach Frankreich zu spcdircn, so weiß Jeder,
der mit solchem Transport bekannt ist, wie weit die praktischen
Kenntnisse des Herrn Consuls reichen.

Also — noch einmal gesagt — nicht um den Herrn Consul
zu widerlegen, sondern nur, um Ausländer daran zu erinnern,
daß sie in »uscrn materiellen, deutschen oder speciell oldenburgischcn
Verhältnissen nicht mitzusprechcn haben, wird dieser Artikel ver¬
öffentlicht. 8.

Rodenkirchen.
21. März. Als eine erfreuliche Erscheinung kann man es

begrüßen, daß an vielen Orten unsers lieben Vaterlandes ein
Sinn für das Nützliche und Schöne erwacht ist, wo früher
häufig Eigcuutz, Geiz, Mißgunst und Unwissenheit jedes gemein¬
nützige Werk zu verhindern trachteten. Es scheint nicht mehr
Schreckensbcfehle der Regierungen noch der rasselnden Schlepp¬
säbel der Polizei zu bedürfen; ein freies Volk thut das aner¬
kannt Gute aus freiem Willen. Deshalb sehen wir auch da,
wo früher der Wanderer den Koth kneten mußte, jetzt gute,
trockne Sandwege und mit Lust wandelt der unbesttefelte Arme,
wie der bestiefelte Vermögendere, wo früher sich vielleicht Beide
zum Drcckknetenaus einer Ziegelei vcrurtheilt glaubten.

Aus dem Kirchspiel Rodenkirchen, wo doch, nach unserer
Meinung, durch unsere Wahl berufen, die tüchtigsten Männer dem
Gemetndewesen vorstehen, läßt sich jedoch so etwas Erfreuliches
noch nicht in vollem Maaße berichten.

Als ncmlich in Folge freundschaftlicher Vereinbarung der
zum Kirchspiel Rodenkirchen gehörenden Bauerschaft Wurp der
Beschluß gefaßt war, durch Anlegung eines Sandpfades an der
Rodenkircher Hellmer, auch dem Dreckkneten zwischen Rodenkirchen
und Wurp ein Ende zu machen, stellte man der Bauerschaft Roden¬
kirchen den nicht unbilligen Antrag, dieselbe möge den dritten Theil
der ferner» Instandhaltung dieses Weges übernehmen.

Bei der an 16. März dicserhalb ftattgefundenen Bauerschafts-
vcrsammlung, wo man von Seiten des Amtes das nützliche Werk
möglichst zu fördern suchte, ist jedoch der Antrag fast einstimmig
ab gelehnt worden.

Wir hoffen indeß, daß dieses nur ein übereilter Entschluß ist
und nicht Geiz, Mißgunst, und Unwissenheit aufs neue sich ver¬
bunden, ein gutes Werk zu hindern, daß vielmehr das reifere Alter
der unreiferen Jugend in dieser Angelegenheit ein Führer werde,
damit nicht übertriebene Befürchtungen, wo es doch nur eine
Kleinigkeit bctrift, das jugendliche Gemüth beunruhigen und von
dieser guten Sache abschrecken.

Besonders verdient würden sich die Wohlhabenderen machen,
wenn sie, durch nicht zu kärgliche Beiträge, den Handwerker und
Tagelöhner, die dann auch nach ihren Kräften beitragen würden,
die befürchtete Last erleichterten.

Zugleich hoffen wir, daß der löbliche Kirchspielsausschiiß, der
bereits nach Norden und Süden, durch Bewilligung einer Beisteuer
aus der Kirchspielskasse zur Herstellungder Sandwege rühmlichst
gewirkt, nun auch nach Westen sich den Beifall des Kirchspiels
erwerben möge; und daß diejenigen, die der lästigen Ueberwegung
ihrer Ländereien auch durch Mitwirkung der Bauerschaft Roden¬
kirchen enthoben sind, und die fast täglich in Geschäften und lust¬
wandelnd, so wie als Schulweg für ihre Kinder sich der, von der
Rodenkircher Baucrschaft hergestellten Sandwege erfreuen, die
Sache möglichst fördern werden. Gewiß werden auch diejenigen,
die es bitter tadeln, daß man in Frankfurt, statt das Wohl der
Völker zu bcrathen, sich vergebens um Kaisers und ReichsverweserS
Bart gestritten, in ihrer Nähe dazu beitragen, einen lang gehegten
Wunsch Vieler zu erfüllen und die Einigkeit zu befördern.

Denen aber, die vielleicht ängstlich ihre Schätze hüten, um sie
lachenden Erben zu htnterlaffen, wünschen wir, daß ihnen ein
Missionär gesandt werde, der in ihrem Herzen einen Funken Sinn
für Gemeinwohl erwecke.

Da das beabsichtigte Unternehmen nun nicht wieder aufge¬
geben werden kann, ohne zu befürchten, daß es später gänzlich
scheitert, so werden alle Diejenigen, die sich dafür intcressiren, er¬
sucht, in einer dicserhalb zur Unterzeichnung auSgelegten Liste ihren
einmaligen oder jährlichen Beitrag zur Unterhaltung eines dritten
Theils des zwischen Rodenkirchen und Wurp herzustellcnden Sand-
wegrs, welches sich jährlich auf höchstens fünfzehn Thaler beläuft,
gütigst ctnzuzcichnen. Alle Gegner dieses Unternehmens, die viel¬
leicht es vorziehen, auch für die Folge diesen Weg durch Dick und
Dünn zu machen, werden freundlichst gebeten, nicht durch wider¬
liche Protestationen das Anderen nützliche Werk verhindern zu
suchen, da ihnen ein Nebenweg durch Schlamm und Koth reservtrt
werden wird.

Ein interessanter Streit.
Der Oldenburger Club Union ist, wie wohl nicht alle

Leser wissen, eine Gesellschaft, die nur aus Kauflcutcn besteht.
Wenn eine solche Kasten-Absonderung an und für sich tadelns¬
wert!) ist und auf die Bildung der kaufmännischen Jugend be¬
sonders nachtheilig wirken muß, so hatte dieses Abschließen doch
in früheren Zeiten noch eher eine Berechtigung, als die Be¬
gründer wohl ursprünglichdie Absicht hatten, eine Art Fort¬
bildungsschule, namentlich für Lehrlinge, mit dem Club zu ver¬
binden. Dieser an und für sich lobenswerthe Plan , der bet
energischer Durchführung — freilich in anderer Weise — für
den Oldenburger Handelsstand gewiß segensreich gewirkt
haben würde, scheiterte, wie nicht anders zu erwarten war, an
der mangelnden Theilnahme von beiden Seiten. Die Jugend
verspürte eben keine große Lust, sich nach den überstandcncn
Mühen des Tages noch ernsten Beschäftigungen hinzugcben, und
die Mehrzahl der Prinzipale fand keine Veranlassung, die Sache
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mit Ernst zu unterstützen . So wurde dies Projekt denn bald
ganz aufgegeben , und der Club war von da ab nur als ein
geselliger zu betrachten . Daß ein geselliger Club , blos aus
jungen Kaufleuten bestehend , in einer Stadt wie Oldenburg nur
ein trostloses Dasein fristen kann , liegt wohl auf der Hand.
Viele junge Kaufleute , die eine Bildung besitzen , die über den
Horizont des ächten Krämer - und Philister - Verstandes hinauö-
reicht , hat Oldenburg nicht . Das kleine Häuflein derer , die
überhaupt im Stande sind , einer Gesellschaft etwas geistiges
Leben zu verleihen , ist so sehr an das Geschäft gebunden , daß
nur wenig freie Zeit übrig bleibt.

So litt denn die Union lange an der Schwindsucht , und
die Krankheit nahm einen so bedenklichen Charakter an , daß
schnelle Hülfe dringend geboten war . Eine beträchtliche Anzahl
der Mitglieder forderte deßhalb Anfangs Juni vorigen Jahres
eine Revision der Statuten und beantragte namentlich den Satz
derselben : „ In die Gesellschaft können nur Leute anfgcnommcn
werden , die sich der Handlung oder der Pharmazeutik ( I 0 ge¬
widmet haben " — fallen zu lassen . Die Antragsteller wählten
einen Redner , der ihre Forderungen in einer Generalversamm¬
lung begründete . — Die Versammlung erklärte einstimmig , daß
die alten Statuten zu verwerfen und einer Reform dringend be¬
dürftig seien . — Daß die alten Statuten wahrhaft lächerliche
und für Menschen von Bildung und Charakter unwürdige Be¬
stimmungen genug enthalten , ließe sich leicht darthun , doch dürfte
das zuviel Raum wcgnehmcn und nur von der Sache zu weit
entfernen . — So wurde den » eine Commission gewählt , die nun
Statuten entwerfen sollte . Die Commission beantragte einstim¬
mig eine neue Fassung der Statuten . Nur in dem einen Punkte:
ob der Club ferner nur aus Kanfleuten bestehen , oder ob auch
Leute aus anderen Ständen aufgenommen werden dürften , war
eine Einigung nicht zu erzielen . Der neue Statutenentwurf
wurde bis auf den eben erwähnten Satz in einer eigens dazu
berufenen Generalversammlung mit ganz unbedeutenden Aende-
rnngen ( wenn wir nicht irren , einstimmig I) angenommen . Es
wurde zugleich beschlossen , die neuen Statuten in 100 Exem¬
plaren drucken zu lassen . Die Majorität bestand aber darauf,
daß nur Kaufleute und Pharmazeuten in den Club ausgenommen
werden dürften . Die Minorität ( etwa 18 Mitglieder ) konnte

in diesem Beschlüsse keinen Sinn und Verstand erblicken , sah
vielmehr den Untergang des Clubs vor Augen und erklärte
dieserhalb ihren Austritt . Auch einer der beiden Direktoren legte
sein Amt nieder und schied aus der Gesellschaft aus . Auf
mehrseitiges dringendes Bitten erklärte er sich jedoch bereit , die
Geschäfte des Vorstandes noch einige Wochen — bis zum 1 . Juli
— fortzuführen . So hatte er denn auch , den Gesetzen gemäß,
die Beschlüsse der Versammlung anszuführcn und die Statuten
zum Druck zu befördern . Er übergab dieselben einer hiesigen
Druckerei , die jedoch bei überhäuften Geschäften die Arbeit nicht
sogleich zu liefern im Stande war . Die Statuten wurden da¬
her erst nach einigen Wockcn von der Druckerei an den vor¬
maligen Direktor , als den Besteller , abgcliefcrt , der solche seinem
Nachfolger im Amte überschickte . Inzwischen hatte aber eine
Anzahl Mitglieder der Union — auö welchem Grunde begreifen
wir nicht — in einer statutcnwidrigcn Versammlung den Be¬
schluß gefaßt : Die alten Statuten seien gut genug.
Die neuen sollten gar nicht gedruckt und , falls dies
schon geschehen sei , nicht bezahlt werden ! ! Das zeitige
Direktorium fühlte sich veranlaßt , diesem Beschlüsse Folge zu
geben und schickte die Statuten an den Absender mit der Er¬
klärung zurück : daß die Gesellschaft die Annahme und Bezah¬
lung verweigere . In der Erwartung , daß die Herren Unirtcn
noch anderen Sinnes werden und die Charakterlosigkeit und
Nutzlosigkeit dieser Erklärung bezweifeln würden , ließ der Be¬
steller die Sache bis jetzt auf sich beruhen . Da aber der Buch¬
drucker ihn zu Neujahr in Folge der wiederholten Weigerung
Seitens der Union wegen Bezahlung der Statuten von Neuem
in Anspruch nahm , und erklärte , sich an den Besteller halten zu
müssen , sah er sich gcnöthigt , die Sache dem Gerichte zur Ent¬
scheidung vorzulcgen . Das Resultat der Klage unterliegt wohl
keinem Zweifel . Eben wegen des lumpigen Gegenstandes aber
verdient ein so erbärmliches Benehmen eine öffentliche Rüge , zu¬
mal das Publikum schon früher im Beobachter auf diese liebliche
Fehde aufmerksam gemacht wurde , sich aber gewiß kein klares
Urtheil aus jenen Anspielungen zu bilden im Stande war.

Wenn das am grünen Holze wird — was soll 's am
dürren werden ? Fr.

Stcdatteur: Wilhelm Calberla.

Anzeigen.
Freunden und Bekannten , welche sich in

neuesterZeit über meine fortwährenden Strei¬
tigkeiten mit der Expedition der Oldenburg.
Anzeige » ( nicht Redaction , wie die Regierung
sie fälschlich wider Recht und Gesetz zu benen¬
nen beliebt hat ) über die Aufnahme von Be¬
kanntmachungen in 's öffentliche , für Geld
Jedermann zugängliche Anzeigeblatt gewun¬
dert haben , diene zur vorläufigen Nachricht,
daß ich wider den Vorstand der höheren Po¬
lizei , welcher sich, wie er sagt , nach höheren
Weisungen eine Censur über das Anzeigeblatt
anmaßt , die Criminal - Untersuchung wegen
Mißbrauchs der Amtsgewalt beantragt und
Mittheilung solcher geheimen Weisungen , so
wie der dem Expedienten nnd Corrector des
Anzeigeblatts seit 1848 ertheilten neuen In¬
struction verlangt , auch für den Fall , daß
diese Anträge nach hiesiger beliebter Manier
unserer Verwaltungsbehörden unberücksichtigt
bleiben sollten , am 21 . d. M . eine mit Akten¬
stücken belegte Beschwerde über diesen Gegen¬
stand an den versammelten Landtag gebracht
habe . — Ich hoffe dadurch in den Stand
gesetzt zu werden , solchem Unwesen ein Ende
zu machen , sei cS, daß dies durch die Be¬
strafung des Unterbeamtcn , der sich gesetz¬
widrigen Ordonnanzen des Ministeriums ge¬
fügt hat , oder durch Anklage des verantwort¬
lichen Ministerialvorstandes , der sich unter¬
standen hat , durch solche Ordonnanzen Art.
43 des Staatsgrundgesetzes zu verletzen , vor
dem Staatsgerichtshofe wird geschehen müssen.

So lange wir noch Preßfreiheit haben , sollen
die erbärmlichen Helfershelfer ministericllcr
Umtriebe nicht mehr das dem Ministerium
und den Behörden überhaupt Mißliebige,
nach bloßer Willkühr eines Korrektors oder
eines pflichtvergessenen Polizeichefs von der
Oeffentlichkeit fern halten!

Oldenburg , 1852 März 22.
W . F . Köhler.

Oldenburg.  An einer frequenten Straße
ist eine sehr gut meublirte Stube nebst
Schlafkammer zu vermiehen . Wo ? erfährt
man Haarenstraße 44.

Offene Stelle.
Schwei.  Eine Familie auf dem Land»

wünscht um Ostern d. I . einen Hauslehrer
nnzunehmen , welcher Neigung hat , 4 bis 6
Kinder von 6 bis 13 Jahren — Knaben und
Mädchen — zu unterrichten . Außer dem
Unterrichte in den Elementargegenständen
wird Kenntniß der Englischen Sprache sehr
gewünscht . — Anerbietungen , und zwar am
liebsten persönliche , nimmt der Unterzeichnete
entgegen , und ist derselbe zur Ertheilung
näherer Auskunft gern bereit.

Wilh . Friffus,
NcchnungSstcllcr.

Dl den bürg . Lin oder zwei Knaben , oder
Mädchen , die hiesige Schuten besuchen, können zu
Vstcrn bei einer anständigen Familie billig Kost
und pflege finden. Näheres in der Expedition
dieses Mattes . _ _

Alle Arten Drucksachen  werden prompt
und billig verfertigt in der Buchdruckcret von
H . Klesser in Oldenburg, Haarenstr. 44.

Oldenburger und

Bremer

Marktpreise.

Rocken, Sand-
Hafer, Futter - .
Gerste, Niederländ.
Weizen.
Malz , a- getr.
Mehl, Arnerik. Weizen- , 100 Pfund

„ seiner „ »
Buchweizen.
Kartoffeln.
Bohnen, große u. mitteldieLastRthlr.

„ kleine.
„ ( Garten) . . die Kanne

Erbsen, gelbe.
» , die Kanne

Butter . das Pfund
Schinken . . „
Schinken . 100 Pfund
Speck . . . . . . . das Pfund
Eier . das Dutzend

Bremen.

Bedungen
pr . Last.

Oldenbra
pr . Scheff

Nthlr .Gold.Gr . Eour

72- 78 137»/,

48- 54

Wechsel - und Effecten - Course.
Bremen , 23 . März.

22.März
Hamburg . k. S.

„ 2 Monat.
Amsterdam . I. S.

„ 2 Monat
London . k. S.

„ 2 Monat
Bremer StatSpap . 4 '/ , V,„ ,, . . . .
DiSconto d. DlScontocaffe . . . . 3 ' / , Z ' /,
Prtuß . Courant . — 110-/»

137'/.
13«' /.

1»1' > '/.
S3'/. 0

3 ' /.

23.März.

13»
1M' /-
«24
«20

Anzeigen für den Beobachter
sind frankirt an die Redaction einzusendcn,
können aber auch in der Buchdrnckerei von
Heinrich Klesser , Haarenstraße 44 , abge¬
geben werden . Die Zeile oder deren Raum
wird mit 1 Groten bezahlt.

Druck »o» Heinrich Klesser in Oldenburg.



Erscheint wöchentlich drei Mal — Dienstags , Donnerstags nnd Sonnabends — in Bogen groß Onart -Format. Der  VoransbezahlniigSpreiS

beträgt für das Quartal 48  Grote . — Auswärtige Bestellungen übernehmen alle Posterpeditiouen ; hiesige die Redaktion nnd die Buchdrnikerei von H . Klcsscr , Haarenstraßc 44.
Anzeigen werden die Zeile oder deren Raum mit t Grote» bezahlt.

n lalirALllA. Sonnabend , den 27 . März 1852.

Bestellungen auf den Beobachter
für das mit dem 1. April beginnende zweite Quartal ersucht die Rcdaction , baldigst erneuern und neue gleichfalls möglichst früh¬
zeitig machen zu wollen . Auswärtige Bestellungen  nehmen alle Post - Anstalten  des Landes , sowie auch die Haupt-
Postamts - Zeitungs - Erpedition  in Oldenburg in unfrankirten  Briefen entgegen ; hiesige Bestellungen  werden
bei der Rcdaction des Beobachters  oder auch in der Buchdruckerei von H . Klesser,  Haarenstraße Nr . 44 , gemacht. Der
Vorausbezahlnngspreiö beträgt fik das Vierteljahr 48 Grote.

Deutschland
Oldenburg . — Landtagsbericht.

(23 . Sitzung , März 23 .) Einige Eingänge
werden erledigt . Tagesordnung : Fortsetzung
der Revision des Slaatsgrundgcsetzes.

Der Art . 50 des Staatsgrnndgesctzes ge¬
stattet der Staasrcgiernng , im Falle eines
Aufstandes einige staakSgruudgcsetzliche Rechte
einstweilen ( !) zu hemmen . Der Entwurf
dehnt diese Befugniß mich auf die Presse aus
und der Ausschuß befürwortet diese Ausdeh¬
nung . Hierüber entstand eine kurze Discussiou.
Mvlling  wollte mit dem Staatsgrundge¬
setz auch während des Aufstandes keine Be¬
schränkung der Presse , die eben so sehr beru¬
higen als aufrcizen könne ; jedenfalls aber
biete das dehnbare Wort „einstweilen"
zu wiükührlichcr unbegründeter Ausdehnung
des Ausnahmezustandes die bequemste Ge¬
legenheit . Es werde weit angemessener heißen:
„während der Dauer dcS Ausstandes " , wo¬
durch ein faktischer Zustand bezeichnet werde,
und worin ein faßlicher Begriff enthalten
sei . Nachdem Rüder  dagegen bemerkt , daß
das Eine wie das Andere der Deutung unter¬
liege , wurde der Ansschnßantrag ange¬
nommen.

Ueber den Art . 51 des Staatsgrundgcsetzes:
„Die Auswandcrnngsfrciheit ist von
Staatswegen nicht beschränkt " ,

welche der Entwurf ( Art . 55 ) dahin be¬
schränkt :

„Die Answandcrnngsfrcihcit kann von
Staatswegcn nur in Bezug auf die Wehr¬
pflicht beschränkt werden"

womit der Ansschnßantrag , nur in anderer
Fassung , übercinstimmt , erhob sich cinclängere
Debatte , an welcher sich einerseits Mölling
und Bargmann und andcrerscitsSelckmann II .,
Morell nnd Schlosser betheiligten.

Von jener Seite wurde darauf hingewicsen,
daß das Anöwandcrungsrccht den politischen
und socialen Zuständen Europas gegenüber
von Tage zu Tage wichtiger werde ; daß alle
Freiheit verloren sei, wenn man nicht einmal
mehr durch die Flucht den Ucbcln sich ent¬
ziehen dürfe , welche Einen drückten ; daß man
aus der Staatsgescllschaft , wie aus jeder
ander » jederzeit scheide» dürfe , und daß wer!

sich seiner Rechte daran und der Vortheile
derselben begebe , auch von ihren Lasten ent¬
bunden sein müsse. Der Entwurf lasse zu,
nnbcgränzt daS Auswanderungörecht dem ge¬
borenen Wehrpflichtigen zu nehmen , bis er
seine Wehrpflicht erfüllt , da doch schon der
3 . Landtag in der Losung nnd im Fahnen¬
eide eine Gränze gezogen . Es empöre endlich
das sittliche Gefühl , Denjenigen zurückzu-
haltcn , der vielleicht nur ans Abscheu gegen
einen Stand answandcru wolle , welcher nach¬
gerade nur dazu diene , die Freiheit der Völker
unter den Despotismus zu beugen und gegen
einen Eid , der nach jetziger moderner Fassung
nur zum blinden mechanischen Gehorsam ver¬
pflichte.

Von der andern Seite wurde entgegnet,
daß die geschilderten Zustände sich in unserm
Lande nicht fänden , daß Gesetze aber auf be¬
stehende Zustände , nicht auf Möglichkeiten
gebaut werden müßten , daß ein das Aus¬
wanderungsrecht so weit beschränkendes Ge¬
setz nicht zu erwarten sei und daß es bis zu
dessen Erlassung bei der staatsgrundgcsetz-
lichcn Bestimmung bleibe . Der Antrag des
Ausschusses wird angenommen.

Wir gelangen zu einem Gegenstände von
der höchsten Bedeutung , und welcher daS all¬
gemeinste Interesse in Anspruch nimmt , zu
der Frage : Ob Grund nnd Boden dem freien
Verkehr ohne Beschränkung zu übergeben sei?

Der Entwurf hat den Art . 57 des Staats-
grundgesctzes:

„Jeder Grundcigenthümcr kann seinen
Grundbesitz unter Lebenden nnd von To-
deswegcn ganz oder theilweise veräußern"

gänzlich gestrichen . Der Ausschuß hält ihn
aufrecht , jedoch mit dem Zusätze:

„insoweit nicht die künftige Gesetzgebung
aus Rücksichten des allgemeinen Wohls
und staatswirthschaftlichcn Gründen im
Hcrzogthum und im Fürstenthnm Lübeck
Beschränkungen bestimmen wird . Bis
dahin bleiben die bestehenden Gesetze in
Kraft " .

Klävcmann hielt , entschieden auf dem
Standpunkt der Linken , die Beibehaltung
nnd sofortige Ausführung der freien Ver-
äußerungsbcfugniß ungefährlich und wün-
schenswerth , wollte Indeß keinen Antrag

darauf stellen , durch Unwohlsein verhindert
zu begründen . Indeß mschte Niebourlyn

! den Antrag , wie wir ihn oben ans dem Art.
57 des Staatsgrundgesetzes vorangestellt , zu
dem seinige » , den die Linke sich aneigncte.
Dieser Antrag wurde von Mvlling  ver¬
teidigt . Er bemerkte : Der Entwurf habe
durch Streichung des Art . 57 eine der größ¬
ten Berechtigungen des Jahrhunderts zurück¬
gewiesen und eins der größten Bedürfnisse
der Zeit unbefriedigt gelassen . Der Aus¬
schuß , den obigen Satz anerkennend , hebe ihn
durch den Zusatz wieder auf , da , wenn auch
Beschränkung mit Aufhebung nicht gleichbe¬
deutend sei, doch das dehnbare Wort : „ so
weit"  so weite Beschränkungen gestatte , daß
sie der Aufhebung gleich kommen . Da der
jetzige Zustand bleiben solle bis zum neuen
Gesetze , so sei an diesem überall zu zweifeln,
da zu demselben die Zustimmung der Regie¬
rung gehöre , die durch Streichung des Art.
57 ihre Abneigung gegen die Theilbarkcit zu
erkennen gegeben habe , wogegen wenn die
staatsgrundgcsctzliche Bestimmung beinhalten
werde , das Ministerium sich ohncVerfassungs-
verletzung der Ausführung nicht entziehen
könne . Die Erfahrung lehre nirgend , daß
Länder mit Heilbarem Grundbesitz ohne die
Theilungsbcfngniß glücklicher geblieben sein
würden . Die Freiheit des Einzelnen , über
sich und das Seinigc frei zu verfügen , dürfe
nur durch die nicht vorhandene zwingende
Notwendigkeit des allgemeinen Wohls be¬
schränkt werden nnd natur - nnd erfahrungs¬
mäßig gebe der Boden im freien Verkehr un¬
gleich reichern Ertrag als der geschlossene . —
Der Bodenzwang , dem Mittelalter entsprun¬
gen , durch Lehnswescn , Fideicommisse , Ma¬
jorate » nd Minorate , Frohndcn und Bodcn-
lastcn aller Art bedingt , sei durch das damit
zusammenhängende patriarchalische Verhält¬
nis zwischen Gutsherrn und Untergehörigcn,
für das uncnltivirte , durch Pfaffen - und
Mönchshcrrschaft in Unwissenheit erhaltene
Volk in jener finstern Zeit vielfach Wohlthat
gewesen . Jetzt , da alle jene Bande gelöst
seien , die Abgaben , nicht wie damals , allein
auf Grund und Boden hafteten , sondern auf
der ganzen Bevölkerung , da das Heer indi¬
rekter Abgaben die ärmsten Classen am Met-
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